Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache lV/556 


Bundesrepublik Deutschland 

der Bundeskanzler Bonn, den 27. Juni 1962 

— 8 — 55002 — 5590/62 — 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die 
Ausprägung von Scheidemünzen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 247. Sitzung am 22. Juni 1962 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdnickerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Di. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 31 



Drucksache IV/556 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Ausprägung 
von Scheidemünzen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


§ 1 

§ 5 Abs. 1 und § 12 des Gesetzes über die Aus- 
prägung von Scheidemünzen vom 8. Juli 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 323) werden aufgehoben. Der 
bisherige Absatz 2 des § 5 wird einziger Absatz, 
die §§ 13 und 14 werden §§ 12 und 13. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahiperiode 


Drucksadle IV/ 556 


Begründung 


Zu § 1 

Das Gesetz über die Ausprägung von Scheidemün- 
zen vom 8. Juli 1950 (BGBl. S. 323) bestimmt in § 5 
Abs. 1, daß der Gesamtbetrag der Bundesmünzen 
30 DM je Kopf der Bevölkerung nicht übersteigen 
darf. Die Bestimmung knüpft an die Regelung des 
Münzgesetzes vom 30. August 1924 (RGBl. II S. 254) 
an, in dem eine sogenannte Kopfquote in Höhe von 
20 RM festgesetzt war. Diese Quote mußte bereits 
durch eine Verordnung des Reichspräsidenten vom 
18. Juli 1932 mit Rücksicht auf die gestiegenen Be- 
dürfnisse auf 30 RM erhöht werden. 

Das zur Verfügung stehende Kontingent ist zur Zeit 
in Höhe von rd. 28,40 DM je Kopf der Bevölkerung 
ausgenutzt und wird voraussichtlich Ende des Jah- 
res 1962 erschöpft sein. 

Es steht bereits fest, daß im Zahlungsverkehr wei- 
tere Scheidemünzen benötigt werden. Deshalb ist 
eine Änderung des Gesetzes erforderlich. Da der 
künftige Bedarf an Münzen auch nicht annähernd 
zuverlässig geschätzt werden kann, wäre eine Er- 
höhung der sogenannten Kopfquote des § 5 Abs. 1 
unzweckmäßig. Vielmehr hat sich die Aufhebung 
dieser Bestimmung als angebracht erwiesen. 

Der vermehrte Bedarf an Scheidemünzen ist vor 
allem eine Folge der stark zunehmenden Verbrei- 
tung von Waren- und Spielautomaten sowie von 
Parkuhren und Geldwechselautomaten. In Überein- 
stimmung mit der Deutschen Bundesbank hat das 
Bundesfinanzministerium die Prägung von Münzen 
erheblich gesteigert, um den Bedürfnissen der Be- 
völkerung und den veränderten Lebensgewohnhei- 
ten Rechnung zu tragen. Es ist zu erwarten, daß 
zahlreiche weitere Automaten im Gebiet der Bun- 
desrepblik aufgestellt werden und damit der Bedarf 
an Scheidemünzen weiterhin steigt. 

Die betragsmäßige Festlegung der Kopfquote sollte 
die Regierung hindern, durch die Ausgabe von 
Scheidemünzen Geld zu schöpfen. Diese Erwägung 
ist durch die Entwicklung des Zahlungsverkehrs 
weitgehend überholt, weil die währungspolitische 
Bedeutung der Scheidemünzen stark zurückgegan- 
gen ist. Die Scheidemünzen stellen nur einen gerin- 
gen Bruchteil des umlaufenden Notengeldes und des 
währungspolitisch bedeutsamen Buchgeldes dar, das 


unmittelbar durch betragsmäßige Beschränkung 
nicht gesteuert werden kann. Auf etwa 1,5 Mrd. DM 
Scheidemünzen kommen zur Zeit über 22 Mrd. DM 
Banknoten. 

Auch bei Banknoten gibt es eine betragsmäßige Be- 
schränkung nicht mehr. Sie wurde im Gesetz über 
die Deutsche Bundesbank vom 26. Juli 1957 (BGBl. I 
S. 745) endgültig fallengelassen. Die Entwicklung 
hat auch hier gezeigt, daß derartige Beschränkun- 
gen nicht möglich sind, wenn ernsthafte wirtschaft- 
liche Störungen vermieden werden sollen. Den wäh- 
rungspolitischen Erfordernissen, die bei der Aus- 
gabe von Scheidemünzen zu beachten sind, wird 
auch nach Aufhebung der sogenannten Kopfquote 
des § 5 Abs. 1 des Gesetzes durch die Bestimmung 
des jetzigen § 5 Abs. 2 Rechnung getragen, nach 
der die Prägung von Münzen über den — bereits 
erreichten • — Betrag von 20 DM je Kopf der Bevöl- 
kerung hinaus der Zustimmung des Zentralbank- 
rats der Deutschen Bundesbank bedarf. 

§ 12 des Gesetzes über die Ausprägung von Schei- 
demünzen bestimmt, daß der bei der Ausprägung 
der Scheidemünzen und der gemäß § 11 Abs. 2 
(betrifft die Abrechnung über die Münzen der Bank 
deutscher Länder beim Übergang des Münzregals 
auf den Bund) anfallende Gewinn zur Finanzierung 
des Wohnungsbaues zu verwenden ist. Diese Vor- 
schrift ist durch die den Münzgewinn weit überstei- 
genden Haushaltsansätze für den Wohnungsbau 
überholt. 

Zu § 2 

Das Gesetz über die Ausprägung von Scheidemün- 
zen hat auch im Land Berlin Geltung. Das muß auch 
für das Änderungsgesetz gelten. 

Zu § 3 

Das unverzügliche Inkrafttreten des Änderungsge- 
setzes nach dessen Verkündung ist erforderlich. 

Bund, Länder oder Gemeinden werden durch die 
Gesetzesänderung nicht mit Kosten belastet. 
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